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Zurzeit sind in Brandenburg ca. 20.000 Lehrerinnen und 
Lehrer unbefristet beschäftigt. Bis 2032 werden über 
10.000 von ihnen aus Altersgründen ausscheiden. In 
diesem Zeitraum sind jährlich mindestens 1.300 bis 1.700 
Neueinstellungen notwendig, um den Unterricht für die 
Schülerinnen und Schüler abzusichern. In den vergange-
nen Jahren haben in Brandenburg allerdings jährlich nur 
zwischen 300 bis 400 Absolventinnen und Absolventen 
das Lehramtsstudium an der Universität Potsdam erfolg-
reich abgeschlossen. 
Die bisher von der Landesregierung getroffenen Maß-
nahmen zur Absicherung der Ausbildung und Einstellung 
vollständig ausgebildeter Lehrkräfte reichen nicht ansatz-
weise aus, um die notwendigen Ersatzeinstellungen in 
den nächsten zehn Jahren für die Absicherung des Unter-
richts vornehmen zu können. Im Gegenteil: Die Bedarfe 
an Einstellungen werden weiter steigen. Ein Großteil der  
Ersatzeinstellungen wird nur durch die Gewinnung von 
Lehrkräften mit Seiteneinstieg erfolgen können. Mit den 
derzeitigen Maßnahmen ist davon auszugehen, dass 2030
nur die Hälfte der Stellen für Lehrkräfte an den Schulen 
des Landes Brandenburg mit vollständig ausgebildeten 
Lehrkräften besetzt sein wird.

Aus der Sicht der GEW Brandenburg, des BPV, der Studie-
rendenvertretung der Universität Potsdam, des Landes- 
schülerrats Brandenburg und des Landeselternrats Bran-
denburg gefährdet dieser Lehrkräftemangel einerseits 
die Gesundheit von Lehrkräften und andererseits die 
Schulbildung unserer Kinder. Schon jetzt ist die personel-
le Situation an den Schulen angespannt, der Arbeitsmarkt 
an Lehrkräften deckt den Bedarf nicht und die Maßnah- 
men der Landesregierung sind für die Sicherung sämtli-
cher notwendiger Einstellungen unzureichend. Wir haben 
daher ein Aktionsbündnis gegründet und einen gemein-
samen Maßnahmenplan und Forderungskatalog entwi-
ckelt.
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Maßnahmenplan und Forderungskatalog

 Erhöhung der Studienplätze für das Lehramt 
 Die Anzahl der Lehramtsstudienplätze in Bran-

denburg ist noch im Jahr 2025 umgehend und 
erheblich zu erhöhen. Es sollen nach Schulform 
und Fächern Studienplätze bedarfsdeckend 
angeboten werden.

 Zeitnahe und konsequente Erfassung  
des Bedarfs in den Schulen

 Realisierung einer Plattform in 2025, die den 
Bedarf an Absolventen nach Schulform und 
Fächerkombination in den kommenden Jahren 
auf der Grundlage der Lehrermodellrechnung 
darstellt (gemeinsame Verantwortung des MBJS 
und MWFK für eine erfolgreiche Umsetzung); 
Zielmodell: MBJS liefert die Bedarfsdaten und 
MWFK ist verantwortlich für die entsprechen-
den Absolventenzahlen.

 Anpassung der Studiengänge an den Bedarf
 Bedarfsgerechte Planung des Angebots an Studi-

enplätzen und bedarfsgerechte Steuerung des 
Zugangs nach Fächern und Schulformen in einer 
engen Zusammenarbeit zwischen MBJS und 
MWFK. Es sollen zum Beispiel nicht vermehrt 
die Fächer und Schulformen angeboten wer-
den, die kostengünstig mit großen Vorlesungen 
bedient werden können, sondern auch dringend 
benötigte Abschlüsse, wie Grundschullehramt, 
Musik und Naturwissenschaften. 

 Qualifikation und Anerkennung der Lehrkräfte 
aus anderen Ländern

 Umsetzung des Konzepts der Viadrina zur Quali-
fikation ausländischer Lehrkräfte (Schwerpunkt 
Polen), inkl. Nachqualifizierung eines Zweitfachs.



 Maßnahmen, damit die Regelstudienzeit ein- 
gehalten werden kann

 An den Universitäten müssen alle Lehrveranstal-
tungen vollumfänglich zeit- und fristgerecht für 
die Studierenden angeboten werden, damit die 
Regelstudienzeit von fünf Jahren bis zur ersten 
Staatsprüfung eingehalten werden kann. Dazu 
sollen geeignete personelle und organisatori-
sche Maßnahmen ergriffen werden, insbesonde-
re bezüglich Betreuungsschlüssel und Kursange-
bot.

 Anreizmodelle für schnellen Abschluss 
 Einführung finanzieller Anreizmodelle für die 

Universitäten und für die Studierenden, die den 
Abschluss des Studiums in der Regelstudienzeit 
honorieren. 

 Abbau von Bürokratie an den Universitäten 
 Studierende sollen spätestens vier Wochen nach 

der letzten Prüfungsleistung ihre Noten und den 
Nachweis über den Studienabschluss erhalten. 

 Initiierung einer Fakultät Lehramt
 Schaffung einer „Fakultät Lehramt“ an jeder 

Universität, damit die praxisrelevanten, didak-
tischen Inhalte in der Studienordnung mehr 
Gewicht erhalten, und Prüfung der Einführung 
von Lehramtsstudiengängen. 

 Studium mit mehr Praxis 
 Erhöhung der Praxisanteile im Studium ab dem 

ersten Studiensemester. 



 Besserer Umgang mit Lehramtsbewerbern 
 Weiterentwicklung zu einer aktiven Personal- 

gewinnung: Bewerberinnen und Bewerber 
erhalten am Tag nach der Bewerbung einen 
Anruf und bei Eignung ein Einstellungsangebot 
innerhalb von vier Wochen nach dem Eingang 
der Bewerbung – unabhängig von Stichtagen 
und Fristen auch unterjährig. 

 Mehr und bessere Weiterbildungen  
für Lehrkräfte 

 Schaffung von hochwertigen Weiterbildungen 
mit ausreichender Kapazität, zum Beispiel ent- 
sprechend des Berliner Modells für Regional-
konferenzen der Fachleitungen. 

 Gewinnung von Seiteneinsteigenden
 Attraktive Einstellungsmodelle für Lehrkräfte im 

Seiteneinstieg.

 Bessere Unterstützung von Berufs- und  
Seiteneinsteigenden 

 Einführung von Mentorenprogrammen für alle 
Berufseinsteigenden: Jede neue Lehrkraft wird 
in einem strukturierten Programm von einer/
einem persönlichen Mentorin/Mentoren be-
gleitet. Die Qualität der Mentorenprogramme 
wird unabhängig gemessen, veröffentlicht und 
kontinuierlich verbessert. 

 Attraktive Qualifizierungsangebote für alle
 Umfassende und dezentrale Angebote zur Nach- 

qualifizierung von Seiteneinsteigenden, mit 
dem Ziel der vollwertigen Qualifikation und 
Gleichstellung mit grundständig ausgebildeten 
Lehrkräften.



 Attraktive Arbeitsbedingungen
 Attraktive Arbeitsbedingungen, die dazu führen, 

dass das Durchschnittsalter für den Eintritt in 
den Ruhestand bis 2032 jährlich um mind. drei 
Monate steigt.

 Anerkennung der Leistungen von Lehrkräften 
 Mehr Wertschätzung für Lehrerinnen und Leh-

rer, zum Beispiel durch die Wiedereinführung 
des „Brandenburger Lehrerinnen- und Lehrer-
preises“. 

 Multiprofessionelle Teams in allen Schulen 
ohne Abbau von Lehrerstellen 

 Unterstützung von Lehrerinnen und Lehrern 
durch die flächendeckende Ergänzung multi- 
professioneller Teams, finanziert durch das Land 
Brandenburg: Mindestausstattung bis 2026 von 
mindestens 20 Wochenstunden Schulsozialar-
beit je 300 Schülerinnen und Schüler an jeder 
Schule in Brandenburg. Diese Stellen soll das 
Land zusätzlich schaffen und dazu keine Lehrer-
stellen umwidmen. 

 Belastbare Prognosen
 Umgehende Überarbeitung der Methodik der 

Bevölkerungsvorausschätzung in 2024, damit 
der geplante Bedarf an Lehrerinnen und Lehrern 
dem wirklichen Bedarf entspricht.
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Bildungspolitik muss in Branden-
burg zur höchsten Priorität des 
politischen Handelns werden!


